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     Staatssekretärin 

 
An den 
Vorsitzenden des 
Wirtschaftsausschusses 
des Schleswig-Holsteinischen Landtages 
Herrn Hans-Jörn Arp 
Landeshaus 
Düsternbrooker Weg 
 
24105 Kiel 
 
 
 

 
 
Kiel, 11. Dezember 2006 
 
 
Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

 

der Wirtschaftsausschuss hat in seiner 36. Sitzung am 6. Dezember 2006 im Zusammen-

hang mit der Behandlung des Tagesordnungspunkts „Ablehnung des integrierten Börsen-

gangs der Bahn“ darum gebeten,  den auf Bundesebene getroffenen Beschluss zur Kapi-

talprivatisierung der DB AG zu erhalten. 

 

Anliegend übersende ich Ihnen den Entschließungsantrag der Fraktionen von CDU/CSU 

und SPD vom 21.11.2006. Der Deutsche Bundestag hat diesen Antrag am 24.11.2006 

angenommen. Ferner leite ich Ihnen den einstimmig gefassten Beschluss der Verkehrs-

ministerkonferenz am 22./23. November 2006 zur Privatisierung der DB AG zu. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
 
 
gez. Karin Wiedemann  
 

lt106
Schleswig-Holsteinischer Landtag
Umdruck 16/1686
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TOP 3.2: 

Privatisierung der DB AG 

Die Verkehrsministerkonferenz fasst einstimmig (15 : 0 : 1) nachfolgenden 

Beschluss: 

1. Die Verkehrsministerkonferenz bekräftigt, dass aus Ländersicht bei der 

Erarbeitung des Privatisierungsgesetzes maßgeblich zu berücksichtigen 

sind: 

- die Sicherstellung von Bestand und Leistungsfähigkeit des Netzes auch 

in der Fläche, 

- der Ausschluss eines nachteiligen Einflusses des Kapitalmarkts auf 

Schieneninfrastruktur und Verkehrsangebot, 

- die Gewährleistung der erforderlichen verkehrspolitischen Einflussnah-

memöglichkeiten 

- und die Vermeidung einer stärkeren Belastung der Länderhaushalte. 

2. Die Verkehrsministerkonferenz stellt fest, dass den Ländern nicht die 

entsprechenden Unterlagen zur Verfügung gestellt wurden, um eine sachge-

rechte Modelldiskussion führen zu können. Wesentliche Fragen, die schon 

im Beschluss vom 16./17. Mai 2006 als klärungsbedürftig gekennzeichnet 

wurden, sind zudem noch nicht zufrieden stellend beantwortet worden. 

Hierzu zählen die Zuordnung der Bahnimmobilien und der tatsächliche 

Wert und Zustand des Anlagevermögens, also insbesondere des Schienen-

netzes und der Verkehrsstationen. Ohne eine objektive und detaillierte, re-

gional gegliederte Ermittlung des Ist-Zustands des Schienennetzes kann 

weder die Kapitalmarktfähigkeit zuverlässig beurteilt werden, noch können 

die Pflichten einer Leistungs- und Finanzierungsvereinbarung im Hinblick 
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auf die zu gewährleistende Qualität der Infrastruktur konkret festgelegt 

werden. Aus Sicht der Verkehrsministerkonferenz ist hierfür die Einrich-

tung eines Kontrollsystems für das Schienennetz beim Eisenbahnbundesamt 

erforderlich. 

3. Die Verkehrsministerkonferenz stellt ferner fest, dass die Länderinteressen 

in keinem Privatisierungsmodell gewahrt werden können, das Entscheidun-

gen über Bestand, Aus- und Neubau von Schieneninfrastruktur ausschließ-

lich in die Verantwortung einer börsennotierten DB AG stellt. Sie begrüßt 

daher grundsätzlich die Entscheidung der Bundesregierung, das Schienen-

netz dem Eigentum des Bundes zuzuführen und erwartet, dass der Bund ei-

nen jährlichen Infrastrukturbeitrag für das Bestandsnetz in Höhe von 

2,5 Mrd. € leistet.  

Darüber hinaus fordert sie die Bundesregierung aber auf, bei der Erarbei-

tung des Entwurfs für ein Privatisierungsgesetz sicherzustellen, dass Ent-

scheidungen über Investitionen in die Schieneninfrastruktur nicht aus-

schließlich unter betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten getroffen wer-

den, sondern Bund und Länder angesichts des Daseinsvorsorgecharakters 

des Netzes weiterhin die Möglichkeit haben, verkehrspolitische Ziele 

durchzusetzen.  

Die Verkehrsministerkonferenz begrüßt die Absicht der Bundesregierung, 

zur Sicherung des diskriminierungsfreien Netzzugangs und zur Stärkung 

des intramodalen Wettbewerbs die Regulierungsinstrumente der Bundes-

netzagentur fortzuentwickeln. Hierbei sollte nach Überzeugung der Ver-

kehrsministerkonferenz auch eine ex ante-Regulierung der Trassen- und 

Stationspreise eingeführt werden. 

Die Verkehrsministerkonferenz ist ferner der Auffassung, dass es den Län-

dern ermöglicht werden sollte, nach ihrer Wahl regionale Schieneninfra-

struktur, die zumindest weit überwiegend durch den SPNV genutzt wird, 

auf Grundlage einer vertraglichen Vereinbarung, die auch eine angemes-
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sene Mittelausstattung regelt, zur Bewirtschaftung zu übernehmen. 

Sie bittet daher die Bundesregierung zu veranlassen, dass die zur Regionali-

sierung von Schieneninfrastruktur eingerichtete Bund-Länder-Arbeits-

gruppe ihre Arbeit aufnimmt und auf Grundlage der vorgelegten Länderpo-

sition die erforderlichen Regelungen konkretisiert. 

Durch das Privatisierungsgesetz muss nach Ansicht der Verkehrsminister-

konferenz gewährleistet werden, dass ein angemessener Anteil der Be-

standsnetzmittel in die Ertüchtigung regionaler Infrastruktur fließt, unab-

hängig davon, welches Verkehrsunternehmen eine bestimmte Strecke be-

dient. 

Sofern das wirtschaftliche Eigentum an der Infrastruktur letztlich bei der 

DB AG verbleibt, ist selbstverständlich auch deren Verpflichtung zur 

Leistung eines Eigenmittelanteils an den Investitionen festzuschreiben. 

Alle wesentlichen Prinzipien einschließlich der Eckpunkte der mit der 

DB AG abzuschließenden Leistungs- und Finanzierungsvereinbarung müs-

sen nach Auffassung der Verkehrsministerkonferenz im Privatisierungsge-

setz verankert werden.   

4. Die Verkehrsministerkonferenz wiederholt ihre Bitte an die Bundesregie-

rung, die Länder im Vorfeld der erforderlichen Bundesratsbeteiligung in die 

Entscheidungsfindung einzubeziehen und sie dazu zeitnah und umfassend 

zu informieren. 

 

 

 

(Ende TOP) 




